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Verteilungspolitische 
Aspekte der Umweltproblematik
Jan Jarre, Hamburg

In der umweltpolitischen Diskussion dominieren gegenwärtig eindeutig allokationspolitische Über­
legungen. Die wichtige verteilungspolitische Frage, welche Bevölkerungsgruppen von den Umweltschä­
den und den Maßnahmen zu ihrer Beseitigung am meisten betroffen werden, wurde bisher weitgehend 
vernachlässigt.

UMWELTSCHUTZ

Die bisherigen Überlegungen zum Problem der 
Umweltschäden und ihrer Beseitigung sind in 

Anlehnung an das wohlfahrtstheoretische Exter- 
nalitätenkonzept entwickelt worden und eindeutig 
allokationstheoretisch ausgerichtet. Verteilungs­
relevante Aspekte der Umweltproblematik — so 
vor allem die Fragen nach der Verteilung von Um­
weltlasten auf Personen, Gruppen oder soziale 
Schichten sowie nach potentiellen Zielkonflikten 
zwischen Allokationseffizienz und Verteilungsge­
rechtigkeit — sind demgegenüber sowohl im wis­
senschaftlichen als auch im politischen Bereich 
kaum diskutiert worden. Dies ist um so bemer­
kenswerter, weil unbestritten ist, daß die Einkom­
mens- und Wohlfahrtsverteilung durch externe 
Effekte beeinflußt wird.

Umweltgüter werden in der Regel nicht am Markt 
gehandelt, und ihnen kann infolgedessen kein 
Marktpreis zugeordnet werden. Als Quelle nicht­
monetärer Einkommensströme sind Umweltgüter 
gleichwohl als Teil des „Realeinkommens“ der 
Wirtschaftssubjekte anzusehen. Die Analyse allein 
der monetären Einkommensverhältnisse gibt die 
Distribution eines umfassend verstandenen Ge­
samteinkommens nur verzerrt wieder. Ohne näher 
auf die begriffliche Diskussion um den Terminus 
„Einkommen“ einzugehen, sei hier darauf hinge­
wiesen, daß die individuelle Wohlfahrtssituation 
durch den Nutzen, der aus der Höhe des mone­
tären Einkommens resultiert, nur unvollkommen 
beschrieben wird. Einkommen ist vielmehr — jen­
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seits eines rein monetären Verständnisses — als 
Nutzungsstrom zu kennzeichnen, der den Wirt­
schaftssubjekten aus der Konsumtion verschie­
dener — nicht nur der durch den Einsatz geldlicher 
Mittel erworbener — Güter erwächst1). Die mone­
täre Einkommens- und Vermögensverteilung be­
schreibt lediglich ein Segment eines komplexeren 
Verteilungsprozesses.

Umweltqualität als Einkommenskomponente

In einen weitgefaßten Einkommensbegriff sind vor 
allem Einkommen aus der Nutzung von „public 
goods", aber auch von „public bads“ einzubezie­
hen. Denn analog zu den positiven externen Ef­
fekten von Infrastruktureinrichtungen und Umwelt­
gütern, die als „public goods“ zu interpretieren 
sind, kann die Existenz negativer externer Effekte 
als Phänomen der „public bads“ umschrieben 
werden. Einer additiven Einkommenskomponente 
durch die Nutzung von „public goods“ steht eine 
subtraktive Einkommenskomponente in Form der 
„public bads“ gegenüber.

Die traditionelle Einkommens- und Vermögens­
verteilung kann erst zusammen mit der Verteilung 
zusätzlicher Wohlfahrtskomponenten im Bereich 
der „public goods“ und „public bads“ ein befrie­
digendes Bild einer umfassend verstandenen Ver­
teilungsrealität ergeben. In Einzelstudien muß 
versucht werden, die verschiedenen Dimensionen 
des komplexen Phänomens „Wohlfahrt“ zu opera- 
tionalisieren. Letztlich müssen verschiedene „Gü­
terbereiche“ , wie sie z. B. in der neueren Sozial-

T) Das B e d ü r fn is  fü r  e in e  d e ra r t ig e  E rw e ite ru n g  des  E in ko m m e n s ­
b e g r iffs  w ird  im  w is s e n s c h a ft lic h e n  B e re ich  du rch w e g  ane rka n n t. 
E in  a llg e m e in  a k z e p tie rte r  E in k o m m e n s b e g r iff,  d e r d ie se m  B e­
d ü r fn is  R echnung  trä g t,  e x is tie r t  je d o ch  b is h e r  n ich t. V g l. h ie rzu  
auch H .-J . K r u p p :  S ta n d  d e r S ta t is t ik  d e r p e rs o n e lle n  E in ko m ­
m e n s v e rte ilu n g , in :  W IR TS C H A FTS D IE N S T, 55. Jg . (1975), H. 1, 
S. 37.
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UMWELTSCHUTZ

indikatordiskussion angesprochen werden und 
bisher in ihrer Verteilungsrelevanz vernachlässigt 
wurden, in einer umfassenden Verteilungsanalyse 
berücksichtigt werden. Selbstverständlich ist da­
bei nicht zu erwarten, daß alle Verteilungsmuster 
in die gleiche Richtung weisen; vielmehr ist anzu­
nehmen, daß im Hinblick auf die Vielfältigkeit der 
zu analysierenden Wohlfahrtskomponenten diver­
gierende Distributionseffekte existieren und zur 
Gesamtbeurteilung der Verteilungssituation zahl­
reiche Kompensationsrechnungen vorgenommen 
werden müssen.

Die verteilungspolitische Relevanz des Phäno­
mens der Umweltschäden ergibt sich im wesent­
lichen über zwei Wirkungsebenen, über die
□  Verteilungseffekte im Zusammenhang mit be­
reits vorhandenen Umweltschäden (direkte Um­
welteffekte),
□  Verteilungseffekte im Anschluß an den Einsatz 
umweltpolitischer Instrumente zur Wiederherstel­
lung einer angemessenen Umweltqualität.

Direkte Umwelteffekte

Die Inzidenz vorhandener Umweltschäden ist von 
mehreren Faktoren abhängig, und zwar von
□  der interregionalen Verteilung der Schadstoff­
produzenten und der Wohnbevölkerung,
ö  den regionalen Immissionsverhältnissen,
□  den individuellen Anpassungsreaktionen an 
bestehende Umweltverhältnisse.

Die verteilungsrelevanten Aspekte von Umwelt­
belastungen ergeben sich primär aus der Höhe 
der relativen Schadstoffkonzentrationen, denen 
bestimmte Bevölkerungsgruppen im Vergleich zu 
anderen Gruppen in den verschiedenen Lebens- 
(Wohnung, Arbeit, Freizeit) und Umweltbereichen 
(Luft, Lärm, Wasser) ausgesetzt sind.

Die interregionale Verteilung der Schadstoffpro­
duzenten setzt in Verbindung mit der regionalen 
Bevölkerungsstruktur ein erstes Datum für das 
Ausmaß und die Verteilung der Umweltbeeinträch­
tigungen. Zahlreiche Teilräume der Bundesrepu­
blik sind durch ökologische Überbelastungen ge­
kennzeichnet. Die in Ballungsräumen vorhande­
nen betrieblichen Agglomerationsvorteile (gün­
stige Transportmöglichkeiten, Nähe der Absatz­
märkte, großes Angebot an Fachkräften u. a.) för­
dern die Bildung von Schwerpunktballungen und 
extremen Verdichtungsräumen.

Die aufgrund der unausgewogenen ökonomischen 
Struktur auftretenden räumlichen Differenzierun­
gen der Umweltqualität sind unter Verteilungs­
gesichtspunkten ais interregionale Verteilungsdis­
paritäten zu interpretieren. Der jeweilige „Stand­

ort“ (verstanden als Wohnsitz, Arbeitsplatz oder 
Freizeitaufenthalt) ist dabei als entscheidender 
Faktor des umweltbezogenen Verteilungsprozes­
ses anzusehen.

Hinsichtlich der Inzidenz von Umweltlasten läßt 
sich allgemein sagen, daß Bewohner von Schwer­
punktballungen — im Vergleich mit Bewohnern 
ländlicher Räume — besonders von Verschlechte­
rungen der Umweltqualität betroffen sind. Auf der 
Grundlage dieser regionalen Gegebenheiten las­
sen sich großräumige Belastungszonen ermitteln, 
in denen die Bevölkerung überdurchschnittlichen 
Umweltbeeinträchtigungen ausgesetzt ist. Auf die­
ser Basis können jedoch keine genaueren Aussa­
gen hinsichtlich der Belastung verschiedener so­
zialer Gruppen gemacht werden. Vielmehr muß 
zur Untersuchung dieser Fragestellung eine Re­
gion beispielhaft im Hinblick auf ihre kleinräumi­
gen Verhältnisse analysiert werden.

Immissionssituation

Diese Phase der Verteilung von Umweltbeeinträch­
tigungen ist durch die direkte Wirkung der Schad­
stoffe auf den Menschen und seinen unmittelbaren 
Lebensbereich gekennzeichnet. Die konkreten 
Schadwirkungen auf die menschliche Gesundheit, 
auf Sachwerte oder ästhetische Werte sind ent­
scheidend von der Höhe der lokalen Schadstoff­
konzentration abhängig. Beachtet werden muß 
jedoch, daß eine bestimmte Immissionskonzentra­
tion nicht auf alle Menschen in gleicher Weise 
wirkt. So wird die Gesundheit einiger gesellschaft­
licher Gruppen (alte Menschen, Kranke, Kinder) 
von vielen Umweltbeeinträchtigungen besonders 
negativ beeinflußt.

Umweltschäden zeichnen sich dadurch aus, daß 
sie räumlich differenziert anfallen und wirksam 
werden; sie sind dabei treffend als „spatial field 
of effects" 2) zu kennzeichnen. Derartige „Exter- 
nalitätenfelder“ lassen sich mit Hilfe von Entfer­
nungsbestimmungen, regionalen Immissionsmes­
sungen oder Diffusionsmodellen veranschaulichen. 
Ihre konkrete Gestalt und ihre Veränderungen 
üben einen ernstzunehmenden Einfluß auf das 
Realeinkommen der betroffenen Wirtschaftssub­
jekte und damit auf die regionale Einkommens­
verteilung aus. Die Steuerung der Externalitäten- 
felder ist als das Hauptproblem einer verteilungs­
orientierten Umwelt- und Regionalpolitik anzu­
sehen 3).

2) V g l. D. H a r v e y :  S o c ia l p ro ce sse s , s p a t ia l fo rm  and  the  
r e d is t r ib u t io n  o f re a l in c o m e  in  an u rb a n  sys tem , in :  C o ls to n  
R esearch S o c ie ty  (H rsg .): P ro c e e d in g s  o f th e  X II C o ls to n  S ym ­
p o s iu m , L o n d o n  1970, S. 274.

3) In b e g re n z te m  U m fang  ko m m t auch d ie  B e e in flu s s u n g  d e r in ­
d iv id u e lle n  S ta n d o rte n ts c h e id u n g  in  F rage , z. B. üb e r d ie  S ta n d ­
o r tp la n u n g  im  so z ia le n  W oh n u n g sb a u .
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Schädigungen im weitesten Sinne werden jedoch 
nicht nur durch Immissionen im Wohnbereich ver­
ursacht, sondern teilweise weitaus unmittelbarer 
am Arbeitsplatz. Informationen über emissions­
intensive Arbeitsstätten, anfallende Schadstoff­
arten und exponierte Berufsgruppen können als 
Grundlage für eine Berufsklassifikation nach der 
Wahrscheinlichkeit und Schwere einer schadstoff­
bedingten Gesundheitsbeeinträchtigung dienen. 
Als Hypothese bietet sich die Aussage an: Beschäf­
tigte im Dienstleistungssektor sind tendenziell ge­
ringeren Schadstoffbelastungen ausgesetzt als Be­
schäftigte im industriellen Bereich. Können zusätz­
lich zur arbeitsplatzbedingten Schadstoffbelastung 
auch der jeweilige Standort und Einzugsbereich 
einzelner Betriebe und noch detaillierter der 
Wohnort der Beschäftigten ermittelt werden, ist 
die empirische Verknüpfung von Wohn- und Ar­
beitsbereich gelungen. Dann könnte die Frage, 
ob die im Wohnbereich besonders belasteten Be­
völkerungsgruppen zusätzlich auch am Arbeits­
platz überdurchschnittlichen Schadstoffkonzentra­
tionen ausgesetzt sind, beantwortet werden.

Individuelle Anpassungsreaktionen

Umweltbeeinträchtigungen werden in vielen Fällen 
von den Wirtschaftssubjekten nicht passiv hin­
genommen. Vielmehr wird häufig versucht, sich 
durch Verhaltensänderungen (Umzug, bestimmte 
Freizeitaktivitäten u.a.) an die verminderte Quali­
tät der Umweltgüter anzupassen und dadurch die 
interpersonelle Verteilungsstruktur der realen Um­
weltlasten zu verändern 4). Als Determinanten von 
Anpassungswilligkeit und Anpassungsfähigkeit 
sind dabei neben dem subjektiven Bewußtsein von 
der Existenz der Umweltbeeinträchtigungen das 
Bildungsniveau, die soziale Mobilität, die beruf­
liche Flexibilität und nicht zuletzt die individuellen 
Einkommens- und Vermögensverhältnisse anzu­
sehen.

Verhaltensweisen, die eine Kompensationsfunk­
tion im Hinblick auf Umweltbeeinträchtigungen 
ausüben können, sind vornehmlich in der Freizeit 
zu erwarten. Unterschiedliche schichtenspezifische 
Verhaltensweisen im Freizeitbereich (Ausflugsfahr­
ten in die weitere Umgebung, Freizeit im Wohn­
bereich usw.) können dabei die Umweltbelastung 
aus dem Wohn- und Arbeitsbereich tendenziell 
kompensieren oder verstärken. Als These bietet 
sich die Aussage an, daß die mit steigendem Ein­
kommen im Freizeitbereich vorzufindenden Ver­
haltensmuster bestehende Umweltbelastungen 
tendenziell kompensieren.

Das Problem der Verteilungseffekte als Folge des 
Einsatzes umweltpolitischer Instrumente wird in 
der Literatur unter den Aspekten „Nebenwirkun­

gen des Verursacherprinzips“ und „ökonomische 
Wirkungen staatlicher Ausgabenpolitik“ angespro­
chen.
Dabei beinhaltet der erste Aspekt die Frage nach 
der Verteilung der monetären Belastung, die aus 
dem Einsatz umweltpolitischer Maßnahmen resul­
tiert. Der Einsatz umweltpolitischer Instrumente 
zur Verbesserung der Umweltqualität verursacht 
Kosten und führt in der Folge zu ökonomischen 
Anpassungsreaktionen. Die tatsächliche Inzidenz, 
die von Umfang und Nachdruck der Überwälzungs­
versuche abhängt, ist kaum zu ermitteln. Erste 
theoretische Überlegungen machen dabei deutlich, 
daß die verschiedenen umweltpolitischen Maßnah­
men, die unter Allokationsgesichtspunkten nicht 
als gleichwertig angesehen werden, auch unter 
Verteilungsaspekten zu unterschiedlichen Ergeb­
nissen führen können.

Verteilungseffekte umweltpolitischer Maßnahmen

Fest steht, daß der Grad der Überwälzung z. B. 
einer Emissionssteuer von der Höhe der entspre­
chenden Angebots- und Nachfrageelastizitäten 
abhängig ist. Preiserhöhungen sind in jedem Fall 
wahrscheinlich. Als These wird allgemein die 
Vermutung geäußert, daß die Preiseffekte umwelt­
politischer Maßnahmen — ähnlich denen einer 
Verbrauchssteuer — regressiv w irken5), da die 
Bezieher niedriger Einkommen einen Großteil 
ihres Budgets für den Kauf „umweltintensiv“ pro­
duzierter Güter aufwenden, während die weniger 
umweltbelastenden Dienstleistungen für den Kon­
sum höherer Einkommensschichten eine größere 
Rolle spielen. Aufgrund der spezifischen Ver­
brauchsmuster ist also eine Benachteiligung unte­
rer Einkommens- und sozialer Schichten wahr­
scheinlich. Entscheidend wird die jeweilige Inzi­
denz von der Struktur und Flexibilität der indivi­
duellen Nachfrage bestimmt.

Im Sinne des oben umrissenen, erweiterten Ein­
kommensbegriffs steht den Preiserhöhungen, die 
sich ceteris paribus als Realeinkommensrückgang 
bei den Nachfragern niederschlagen, auf der an­
deren Seite ein Realeinkommensanstieg in Form 
einer verbesserten Umweltqualität gegenüber. Die 
Qualitätsverbesserung der Umweltgüter — z. B. im 
Anschluß an eine Emissionsabgabenlösung — 
kann einerseits aus dem steuerinduzierten Anreiz, 
umweltschonende Produktionsverfahren einzuset­
zen, zum anderen aus dem zweckgerichteten Ein­
satz der Steuermittel resultieren.

4) D a be i is t  a l le rd in g s  zu bea ch ten , daß es s ich  h ie r  um  e in e  
p a r t ia la n a ly tis c h e  A u ssa g e  h a n d e lt und  d e r V e rte ilu n g s v o r te il im  
B e re ich  d e r U m w e ltq u a litä t  du rch  den  E insa tz  m o n e tä re r R e ssou r­
cen , d . h. le tz t lic h  du rch  d ie  S u b s titu t io n  e in z e ln e r „E in k o m m e n s - 
s trö m e " e rw o rb e n  w ird .

5) V g l. z. B .: D e r Rat von  S a c h ve rs tä n d ig e n  fü r  U m w e ltfra g e n : 
U m w e ltg u ta ch te n  1974, S tu ttg a rt /M a in z  1974, S. 12.
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Nutznießer der Verbesserungen

Umweltpolitische Maßnahmen, die in Form von 
staatlichen Ausgaben zu einer Verbesserung der 
Umweltqualität beitragen, sind in ihrer Verteilungs­
relevanz nicht eindeutig zuzuordnen. Theoretische 
Überlegungen lassen die These plausibel erschei­
nen, daß — bei einer gegebenen Umweltqualität -  
Nutzungshäufigkeit und Nutzungsintensität der po­
sitiven Eigenschaften des Gutes „Umwelt“ mit 
steigendem Einkommen zunehmen6). Für diese 
These spricht einerseits, daß zur Nutzung von 
Umweltdiensten gehobener Qualität der Erwerb 
komplementärer Güter (Auto, Zweitwohnung u. a.) 
notwendig ist. Zum anderen ist es Tatsache, daß 
die Möglichkeit, Anpassungsreaktionen zur Reduk­
tion der individuellen Umweltbelastung vornehmen 
zu können (Klimaanlagen, Umzug u. a.), mit der 
Höhe des Einkommens und der beruflichen Flexi­
bilität, die wiederum von Ausmaß und Breite der 
Ausbildung abhängt, ansteigt.

Derartige Anpassungsreaktionen, mit denen nega­
tive Umwelteinwirkungen durch den zusätzlichen 
Einsatz monetärer Ressourcen vermieden werden, 
hängen notwendigerweise von der individuellen 
Einkommens- und Vermögenssituation ab. Fest 
steht, daß höhere Einkommensschichten ein er­
hebliches Maß an Ausweichkosten auf sich neh­
men, um Umweltgüter von besserer Qualität nut­
zen zu können7). Untere Einkommensschichten 
sind demgegenüber einerseits aus finanziellen 
Gründen nicht fähig und andererseits aufgrund 
einer anderen Einstellung8) zur Umwelt nicht 
willens, größere monetäre Mittel zur Vermeidung 
von Umweltbeeinträchtigungen einzusetzen.

Ungelöste Probleme

Hiernach wäre zu vermuten, daß durch ausgaben­
induzierte Umweltverbesserungen vor allem die 
Umwelt im Lebensbereich der unteren Einkom­
mensschichten verbessert wird. Aber abgesehen 
von der Notwendigkeit einer genauen Struktur­
analyse der Ausgaben und Qualitätsverbesserun­
gen 9) müssen ökonomische Folgereaktionen be­
rücksichtigt werden, die die Situation nicht mehr 
eindeutig erscheinen lassen. So kommt die Um­
weltverbesserung über steigende Bodenpreise und

Ä) V g l. h ie rz u  A . M . F r e e m a n  I I I :  D is tr ib u tio n  o f E n v iro n ­
m e n ta l Q u a lity , in : A . V. K n e e s e ,  B.  T.  B o v e r  (H rsg .): 
E n v iro n m e n ta l Q u a lity  A n a ly s is , B a lt im o re  L o n d o n  1972, S. 257 f.
7) V g l. C o u n c il on  E n v iro n m e n ta l Q u a lity :  E n v iro n m e n ta l Q u a lity , 
T h e  F o u rth  A n n u a l R e po rt, W a sh in g to n  D .C. 1973, S. 80.
8) V g l. B. G o o d c h i l d :  C la ss  D iffe re n c e s  in  E n v iro n m e n ta l 
P e rc e p tio n : an e x p lo ra to ry  s tu d y , in : U rban  S tu d ie s , V o l. 11 
(1974), S. 157 ff.
9) S o b e g ü n s tig e n  e tw a A u sg a b e n  fü r  e n tfe rn te re  E rh o lu n g s ­
g e b ie te  (B e is p ie l d e r US N a tio n a l Parks) e in d e u t ig  m it t le re  und  
h ö h e re  E in ko m m e n ssch ich te n . U m w e ltb e zo g e n e  ..P overty  P ro ­
g ra m s “ m üß ten  in  d e r u n m itte lb a re n  U m geb ung  d e r W ohn u n g e n  
anse tzen . V g l. M. H. K r i e g e r :  S ix  P ro p o s it io n s  on th e  P o or 
and  P o llu tio n , in :  P o lic y  S c ie n ce s , Bd. 1 (1970), in sb e so n d e re  
S. 322 f.

Mieterhöhungen auch den Vermögenden zugute, 
während arme Bevölkerungsgruppen eventuell die 
nun gestiegenen Mieten nicht mehr aufbringen 
können und sich eine neue Wohnung in weiterhin 
immissionsgeschädigten Gebieten suchen müssen. 
Die Notwendigkeit einer koordinierten Umwelt-, 
Boden- und Wohnungsbaupolitik wird hier offen­
sichtlich.

Neben den staatlichen Ausgaben zur Verbesse­
rung der Umweltqualität müssen außerdem die 
sich daraus ergebenden Steuermehrbelastungen 
der Wirtschaftssubjekte in ihrer Verteilungswir­
kung berücksichtigt werden. Die jeweilige Inzi­
denz ist dabei vor allem von der konkreten Aus­
gestaltung des Steuersystems abhängig.

Aus den bisherigen Ausführungen wird deutlich, 
daß die Komplexität der Überwälzungs- und An­
passungsvorgänge im Anschluß an den Einsatz 
von umweltpolitischen Instrumenten die Analyse 
der sich daraus ergebenden Distributionswirkun­
gen — vor allem im Hinblick auf die personelle 
Verteilung — erheblich erschwert und empirisch 
abgesicherte Aussagen weitgehend unmöglich 
macht. Erste Hinweise über die Wirkungsrichtung 
staatlicher Umweltpolitik und entsprechende 
Schwerpunkte einer verbesserten Umweltqualität 
könnten allerdings durch den Vergleich von Niveau 
und Verteilung der Umweltlasten — gemessen 
etwa an lokalen Immissionskonzentrationen vor 
und nach der Durchführung bestimmter umwelt­
politischer Maßnahmen — ermittelt werden.

Verteilungspolitische Konsequenzen

Eine verteilungsorientierte Umweltpolitik sollte die 
hier angedeuteten Verteilungsmechanismen im 
Bereich der Umweltqualität berücksichtigen und 
vor allem im konkreten Fall den Einsatz des um­
weltpolitischen Instrumentariums im Hinblick auf 
potentielle regionale und gruppenspezifische Ver­
teilungseffekte überprüfen.

Im Zentrum verteilungspolitisch orientierter Maß­
nahmen sollte die Verbesserung der Lebensver­
hältnisse in den Kernzonen der Ballungsgebiete 
stehen, um vorrangig die Situation der dort leben­
den, im Hinblick auf die Umweltqualität besonders 
benachteiligten Menschen zu verbessern. Beson­
ders dringlich sind in diesem Zusammenhang u.a. 
die Senkung der Immissionsspitzenwerte durch 
gezielte emissionsvermindernde Maßnahmen so­
wie der Ausbau und die Neuanlage städtischer 
Grünzonen in unmittelbarer Nähe der Hauptwohn­
bezirke. Derartige Maßnahmen sind an sich nicht 
neu, sie enthalten jedoch — vor allem als koordi­
niertes Maßnahmenbündel — eine gewichtige ver­
teilungspolitische Dimension, die bisher kaum be­
achtet wurde.
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